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1 Abgrenzung Barlohn vs. Sachlohn – 

Finanzverwaltung nimmt endlich 

Stellung 

Die Frage, ob die Leistung eines Arbeitgebers an 

dessen Arbeitnehmer als Sach- oder Barlohn zu 

qualifizieren ist, ist steuerrechtlich höchst 

praxisrelevant. Denn nur in Fällen eines Sachlohns 

kann es sich um steuerfreie Aufmerksamkeiten oder 

pauschalierungsfähigen Lohn handeln und nur für 

Vorteile im Rahmen eines Sachlohns kommt die 

bekannte 44-EUR-Freigrenze zur Anwendung 

(welche ab dem Jahr 2022 auf 50 EUR angehoben 

wird).  

Seit dem Jahr 2020 herrschte dahingehend eine 

große Ungewissheit, ob auch bei der Gewährung von 

Gutscheinen und Geldkarten Sachlohn vorliegt, da 

das Gesetz geändert, aber die konkreten Folgen 

unklar blieben. Nun hat endlich die 

Finanzverwaltung Stellung genommen, so dass 

konkrete Aussagen zur Frage 44-EUR-Freigrenze bei 

Gutscheinen getroffen werden können.  

Insofern gibt es Entwarnung bei Tankgutscheinen 

und -karten, auch wenn diese von einer 

Tankstellenkette herausgegeben werden, sowie bei 

vom Arbeitgeber über einen Rahmenvertrag 

ausgegebenen Gutscheinen. 

Achtung: Nach wie vor kein Sachlohn liegt bei einem 

reinen Kostenersatz des Arbeitgebers vor, also der 

Arbeitnehmer tankt und der Arbeitgeber erstattet 

den Betrag. Dies erfüllt nicht die Voraussetzung 

eines Gutscheins, die 44-EUR-Freigrenze kann daher 

nicht in Anspruch genommen werden. 

Wie erwartet stuft die Finanzverwaltung jedoch 

Geldkarten mit EC-Funktion nicht als Gutschein ein, 

auch wenn eine Barauszahlung nicht möglich ist. 

Solche aufladbaren Geldkarten müssen auf 

bestimmte Akzeptanzstellen beschränkt sein, wie 

z.B. digitale Essensmarken bzw. Restaurantschecks, 

um als Sachlohn anerkannt zu werden. 

Hinweis: Der Zufluss des Arbeitslohns bei einem 

Gutschein, der bei einem Dritten einzulösen ist, 

erfolgt mit Hingabe des Gutscheins an den 

Mitarbeiter. Soll die 44-EUR-Freigrenze daher nicht 

überschritten werden, darf je Mitarbeiter daher pro 

Monat auch nur ein Gutschein i.H.v. 44 EUR (ab 2022 

läge die Grenze bei 50 EUR) ausgegeben werden. 

Der Mitarbeiter kann dahingehend die Gutscheine 

auch „sammeln“, d.h. dieser muss diese nicht 

zwingend im Monat des Erhalts einlösen. 

2 Verteilung größerer 

Erhaltungsaufwendungen bei 

Vermietung 

Wahlrecht für Vermieter 

Bekanntlich können Vermieter anfallende 

Erhaltungsaufwendungen als Werbungskosten 

steuerlich geltend machen. Dabei gilt der Grundsatz, 

dass die Kosten in dem Veranlagungszeitraum 

abzuziehen sind, in dem sie geleistet wurden.  

Größere Aufwendungen für die Erhaltung von 

Gebäuden können aber ausnahmsweise auf zwei bis 

fünf Jahre gleichmäßig verteilt werden. 

Voraussetzung ist, dass dies beantragt wird. Insofern 

besteht also ein Wahlrecht, das sich 

steuergestalterisch nutzen lässt.  

Ab wann „größere Aufwendungen“ vorliegen, ist 

nicht klar definiert. Die Hürde ist allerdings nicht 
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allzu hoch anzusetzen. Beispielsweise hat der 

Bundesfinanzhof in einem Urteil aus dem Jahr 1992 

bereits Aufwendungen i.H.v. 1.440 DM zur 

Verteilung zugelassen. 

Bisher unklare Folgen bei Tod im 

Verteilungszeitraum 

Doch was geschieht, wenn der Steuerpflichtige 

innerhalb des Verteilungszeitraums verstirbt? Nach 

Auffassung der Finanzverwaltung dürfen die Erben 

dann jedenfalls die Verteilung der Werbungskosten 

weiterführen. Fraglich ist aber, ob sie das müssen. Es 

kann im Einzelfall günstiger sein, statt der 

Weiterführung einen Sofortabzug des Restbetrags 

der Werbungskosten geltend zu machen. 

Entscheidung des BFH 

In einem kürzlich veröffentlichten Urteil hat der 

Bundesfinanzhof die Frage nunmehr geklärt. Geklagt 

hatte die Witwe eines im Verteilungszeitraums 

verstorbenen Vermieters. Sie wollte die Verteilung 

der Werbungskosten nicht fortführen und 

beantragte den Sofortabzug im Todesjahr. Das 

Finanzamt verweigerte dies. Es pochte auf die 

Fortführung der Verteilung der Werbungskosten. 

Der Bundesfinanzhof gab nun der Klägerin Recht. Er 

entschied, dass der noch nicht berücksichtigte Teil 

der Erhaltungsaufwendungen im Veranlagungsjahr 

des Versterbens als Werbungskosten abzuziehen ist.  

Wie geht es weiter? 

Die Finanzverwaltung hat bislang noch nicht auf die 

Rechtsprechung reagiert. Hält sie aber an ihrer 

bisherigen Auffassung fest, wonach die Erben die 

Verteilung der Werbungskosten fortführen können, 

ergäbe sich für die Erben faktisch ein Wahlrecht. 

Wer die Verteilung der Werbungskosten fortführen 

möchte, könnte sich auf die Verwaltungsauffassung 

stützen. Wer den Sofortabzug im Todesjahr möchte, 

könnte sich auf die höchstrichterliche 

Rechtsprechung berufen und hätte (spätestens im 

Klageverfahren) gute Aussichten auf Erfolg. 

3 Kosten für Corona-Tests 

Übernimmt der Arbeitgeber die Kosten von Covid-

19-Tests (PCR- und Antikörper-Tests), wird es von 

der Finanzverwaltung nicht beanstandet, von einem 

ganz überwiegend eigenbetrieblichen Interesse des 

Arbeitgebers auszugehen. Die Kostenübernahme ist 

damit kein Arbeitslohn. Dies hat das 

Bundesfinanzministerium (BMF) kürzlich 

klargestellt. 

4 Privatnutzung eines Firmenwagens 

Immer wieder kommt es mit den Finanzämtern zum 

Streit über die Besteuerung eines privaten 

Nutzungsvorteils aus der Überlassung eines 

Firmenwagens. Der BFH hat hier in einer aktuellen 

Entscheidung noch einmal die Grundsätze 

aufgezeigt. 

Ausgangsfall war ein Gesellschafter-Geschäftsführer 

einer GmbH. Dieser gab an, den ihm zur Verfügung 

gestellten Firmenwagen ausschließlich für 

betriebliche, nicht jedoch für private Zwecke zu 

nutzen. 

Der BFH stellte klar: Ob der Steuerpflichtige 

dienstliche Fahrzeuge, welche zu privaten Zwecken 

zur Verfügung stehen, auch tatsächlich privat nutzt, 

ist für die Besteuerung des Nutzungsvorteils 

unerheblich.  

Die Behauptung des Steuerpflichtigen, das 

betriebliche Fahrzeug nicht für Privatfahrten 

genutzt, oder Privatfahrten ausschließlich mit 

anderen Fahrzeugen durchgeführt zu haben, genügt 

damit nicht, um die Besteuerung des 

Nutzungsvorteils auszuschließen. Diese Grundsätze 

gelten auch für Alleingesellschafter-

Geschäftsführer, die für ihre GmbH als 

Arbeitnehmer tätig werden und denen die GmbH 

einen betrieblichen Pkw aufgrund 

dienstvertraglicher Vereinbarungen auch zur 

Privatnutzung überlässt. 
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5 Sofortabschreibung für digitale 

Wirtschaftsgüter  

Die Finanzverwaltung verkürzt die steuerlich 
zugrunde zu legende Nutzungsdauer von 
Computern und Software. Anstatt bisher 3 Jahren 
gilt künftig eine Nutzungsdauer von einem Jahr. 

Abschreibung von Computerhardware und -

software 

Sowohl die Computerhardware als auch die 
erforderliche Betriebs- und Anwendersoftware 
unterliegen einem schnellen technischen Wandel. 
Und offenbar ist es auch politischer Wille, dass die 
angestrebte Digitalisierung mittelbar eine 
zusätzliche steuerliche Förderung erhält. Deshalb 
wird die seit über 20 Jahren geltende 
betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer für Hard- und 
Software an die tatsächlichen Verhältnisse 
angepasst. 

Neue Nutzungsdauer 

Die bisherige Nutzungsdauer i.S.d. § 7 Abs. 1 EStG 
wird von grundsätzlich 3 Jahren auf nur noch 1 Jahr 
verkürzt. Damit kommt es quasi zu einer 
Sofortabschreibung der betroffenen 
Wirtschaftsgüter. Eine nur noch 1-jährige 
Nutzungsdauer kommt einer Sofortabschreibung 
sehr nahe, fraglich ist jedoch, ob es auch eine ist. 

Für welche Hard- und Software gilt das? 

a) Hardware 

Die Finanzverwaltung rechnet der 
"Computerhardware" praktisch sämtliche 
Wirtschaftsgüter einer PC-Anlage und deren 
Peripherie zu. Konkret genannt und definiert 
werden: 

 Computer, 

 Desktop-Computer, 

 Notebook-Computer (wie z.B. Tablet, Slate, 
oder mobiler Thin-Client), 

 Desktop-Thin-Client, 

 Workstation, 

 mobile Workstation, 

 Small-Scale-Server, 

 Dockingstation, 

 externes Netzteil, 

 Peripherie-Geräte (wie z.B. Tastatur, Maus, 
Scanner, Kamera, Mikrofon, Headset), 

 externe Speicher (Festplatte, DVD-/CD-
Laufwerk, USB-Stick, Streamer), 

 Ausgabegeräte (wie z.B. Beamer, Plotter, 
Headset, Lautsprecher, Monitor oder 
Display), sowie 

 Drucker (Laser-, Tintenstrahl- oder 
Nadeldrucker). 

Diese Aufzählung soll abschließend sein. Auch 
müssen die Geräte den EU-Vorgaben für 
umweltgerechte Gestaltung von Computern und 
Computerservern entsprechen. 

b) Software 

Unter Software wird jegliche Betriebs- und 
Anwendersoftware zur Dateneingabe und -
verarbeitung gefasst. Dazu rechnen auch die nicht 
technisch physikalischen Anwendungsprogramme 
eines Systems zur Datenverarbeitung, alle 
Standardanwendungen, doch auch individuell 
abgestimmte Anwendungen (z.B. ERP-Software, 
Software für Warenwirtschaftssysteme, etc.). 

Ab wann gilt dies? 

Die neue Regelung mit einer 1-jährigen 
Nutzungsdauer gilt für alle Gewinnermittlungen für 
Wirtschaftsjahre, die nach dem 31.12.2020 enden. 
Zudem kann in dem nach dem 31.12.2020 endenden 
Wirtschaftsjahr der Restbuchwert von bereits zuvor 
angeschafften bzw. hergestellten Wirtschaftsgütern 
des Betriebsvermögens vollends abgeschrieben 
werden. Diese Regeln gelten ab dem VZ 2021 auch 
für Wirtschaftsgüter des Privatvermögens. Damit ist 
die bisherige AfA-Tabelle letztmals in 
Wirtschaftsjahren anzuwenden, die vor dem 
1.1.2021 enden. 

Kritik innerhalb der Finanzverwaltung 

Im Vorfeld war eine gewisse Uneinigkeit in der 
Finanzverwaltung zu vernehmen. Einige 
Bundesländer sträubten sich gegen eine Anpassung 
der Nutzungsdauer "nur" durch ein BMF-Schreiben 
und sprachen sich für eine gesetzliche Regelung aus 
(vgl. News). Nunmehr hat sich doch die sog. 
untergesetzliche Regelung durchgesetzt. 

  BMF, Schreiben v. 26.2.2021, IV C 3 -S 
2190/21/10002 :013 

https://www.haufe.de/steuern/gesetzgebung-politik/digitale-wirtschaftsgueter-sofort-abschreiben_168_535036.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2021-02-26-nutzungsdauer-von-computerhardware-und-software-zur-dateneingabe-und-verarbeitung.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2021-02-26-nutzungsdauer-von-computerhardware-und-software-zur-dateneingabe-und-verarbeitung.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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6 Verlängerung der 

Steuererklärungsfristen 

Aufgrund der aktuellen Situation sind die 

Abgabefristen für die Steuererklärungen 2019 vom 

28. Februar 2021 auf den 31. August 2021 

verschoben worden. 

Hinweis: Die Verlängerung greift nur für durch einen 

Steuerberater oder anderen Angehörigen der 

steuerberatenden Berufe (z.B. 

Lohnsteuerhilfeverein) vertretene Steuerpflichtige.  

Außerdem wurde der Beginn des 

Verzinsungszeitraums für 2019 vom 1. April 2021 auf 

den 1. Oktober 2021 verschoben. 

7 Erleichterungen für freiwillige Helfer 

in Impfzentren 

Nach der Abstimmung zwischen Bund und Ländern 

gilt für all diejenigen, die direkt an der Impfung 

beteiligt sind – also in Aufklärungsgesprächen oder 

beim Impfen selbst – die Übungsleiterpauschale. 

D. h. entsprechende Vergütungen für die freiwillige 

Tätigkeit bleiben bis zu einer Höhe von 3000 € 

steuerfrei. 

Wer sich wiederum in der Verwaltung und der 

Organisation von Impfzentren engagiert, kann die 

Ehrenamtspauschale i.H. von 840 € in Anspruch 

nehmen.  

Hinweis: Sowohl Übungsleiter- als auch 

Ehrenamtspauschale greifen lediglich bei 

Vergütungen aus nebenberuflichen Tätigkeiten. 

Dabei können jedoch auch solche Helfer 

nebenberuflich tätig sein, die keinen Hauptberuf 

ausüben, etwa Studenten oder Rentner. Zudem 

muss es sich beim Arbeitgeber oder Auftraggeber 

entweder um eine gemeinnützige Einrichtung oder 

eine juristische Person des öffentlichen Rechts 

(beispielsweise Bund, Länder, Gemeinden) handeln. 

 

8 Corona-Sonderzahlungen für 

Beschäftigte bis 1.500 Euro 

steuerfrei 

Aufgrund der Coronakrise können Arbeitgeber ihren 
Beschäftigten Sonderzahlungen bis 1.500 Euro 
steuerfrei in Form von Zuschüssen und Sachbezügen 
gewähren. Die Regelung wird bis März 2022 
verlängert. Was bei der Auszahlung zu beachten ist, 
lesen Sie hier. 

Erfasst von der Regelung werden Sonderleistungen, 
die die Beschäftigten nach dem 1. März 2020 
erhalten. Die Frist zur Auszahlung der einmaligen 
Prämie wird bis zum 31. März 2022 verlängert 
(Bundestags-Drucksache 19/28925, S. 13). 
Voraussetzung ist weiterhin, dass die Beihilfen und 
Unterstützungen zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn geleistet werden. Eine 
Entgeltumwandlung ist demnach ausgeschlossen.  

Zusammenhang mit der Coronakrise muss 

erkennbar sein 

In erster Linie gedacht ist die Steuerbefreiung für in 
der Krisenzeit besonders gefordertes Personal. Weil 
bei der Anwendung des Steuerrechts nicht nach 
Berufen getrennt werden kann, gilt die 
Steuerfreiheit letztlich für alle Sonderzahlungen in 
allen Branchen, sofern die Voraussetzungen erfüllt 
sind. Dazu gehört aber ein Zusammenhang mit der 
Coronakrise. Es ist daher erforderlich, dass aus den 
vertraglichen Vereinbarungen zwischen Arbeitgeber 
und Mitarbeitenden erkennbar ist, dass es sich um 
steuerfreie Beihilfen und Unterstützungen zur 
Abmilderung der zusätzlichen Belastung durch die 
Coronakrise handelt.  

Steuerfreie Corona-Sonderzahlung für alle 

Beschäftigten 

Steuerfreie Beihilfen und Unterstützungen können 
an alle Beschäftigten bis zu einem Betrag von 1.500 
Euro geleistet werden. Das gilt unabhängig vom 
Umfang der Beschäftigung (Teilzeitbeschäftigung) 
und davon, ob und in welchem Umfang 
Kurzarbeitergeld gezahlt wird. Die Gewährung einer 
solchen Beihilfe ist auch an geringfügig entlohnte 
Beschäftigte möglich. Es wird auch nicht zwischen 
Leistungen von öffentlich-rechtlichen oder privaten 
Arbeitgebern unterschieden. 
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Beihilfen bis zu 1.500 Euro können auch dann 
steuerfrei gezahlt werden, wenn (ggf. ausschließlich) 
Kurzarbeitergeld im selben Lohnzahlungszeitraum 
bzw. in einem vorangegangenen 
Lohnzahlungszeitraum seit 1. März 2020 gezahlt 
wurde. Zur Aufstockung des Kurzarbeitergeldes hat 
der Gesetzgeber jedoch eine eigene 
Steuerbefreiungsvorschrift geschaffen (§ 3 Nr. 28a 
EStG).  

Voraussetzung für Steuerfreiheit: zusätzlich zum 

ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 

Die steuerfreien Beihilfen und Unterstützungen 
müssen zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn geleistet werden. Die Steuerbefreiung 
ist damit insbesondere im Rahmen von einem 
Gehaltsverzicht oder von Gehaltsumwandlungen 
ausgeschlossen. Auch in einem Tarifvertrag, durch 
Betriebsvereinbarung oder durch eine 
einzelvertragliche Vereinbarung kann eine 
steuerfreie Beihilfe oder Unterstützung zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn vereinbart 
werden. 

Rückwirkend ab 2020 gilt zur Zusätzlichkeit eine 
gesetzliche Definition (§ 8 Abs. 4 EStG). 
Insbesondere ist die Voraussetzung nicht erfüllt, 
wenn die Leistung auf den Anspruch auf Arbeitslohn 
angerechnet wird oder der Anspruch auf Arbeitslohn 
wegen der zusätzlichen Leistung herabgesetzt wird. 

1.500 Euro steuerlicher Freibetrag pro 

Dienstverhältnis 

Es handelt sich bei den 1.500 Euro um einen 
steuerlichen Freibetrag. Arbeitgebern steht es frei, 
auch höhere Sonderzahlungen zu leisten. Beihilfen 
und Unterstützungen können unter Einhaltung der 
Voraussetzungen jedoch nur bis zu einem Betrag von 
1.500 Euro steuerfrei bleiben. Die Auszahlung kann 
dabei auch in mehreren Raten erfolgen. 

Der Betrag von insgesamt bis zu 1.500 Euro kann pro 
Dienstverhältnis ausgeschöpft werden. Nur bei 
mehreren Dienstverhältnissen oder beim 
Arbeitgeberwechsel kommt eine mehrfache 
Inanspruchnahme in Betracht. 

Achtung: Auch die Verlängerung der 
Steuerbefreiung bis Ende März 2022 führt nicht 
dazu, dass eine Corona-Beihilfe in einem 
Dienstverhältnis mehrfach in Höhe von 1.500 Euro 

steuerfrei bezahlt werden kann. Lediglich der 
Zeitraum für die Gewährung wird gestreckt. 

 

9 Weitere Informationen  

Die vorstehenden Ausführungen und Beiträge sind 

nach bestem Wissen und Kenntnisstand verfasst 

worden. Es handelt sich nicht um abschließende 

Informationen und ersetzt keine Beratung. Eine 

Haftung für den Inhalt dieses Informationsbriefs 

kann daher nicht übernommen werden. 

Gerne beraten wir Sie zu diesen und anderen 

Themen. 

Bitte vereinbaren Sie bei Interesse einen 

Besprechungstermin. Wir analysieren individuell 

Ihre persönliche Situation, zeigen Ihnen Vor- und 

Nachteile auf und geben Ihnen 

Gestaltungsempfehlungen. 

 


